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nach Eintritt des Unfalles ist der Grad des dauernden Kör­
perschadens endgültig feststellen zu lassen. Bis zur Auszah­
lung der Leistung hat die Staatliche Versicherung von dem 
Teil der Versicherungssumme, der dem jeweils festgestellten 
Grad des Körperschadens entspricht, jährlich 4% Zinsen zu 
entrichten. Diese Zusatzleistung beginnt nach Abschluß der 
ärztlichen Behandlung, spätestens 1 Jahr nach Eintritt des 
Unfalles.

(3) Steht eine Leistungspflicht dem Grunde nach fest, hat 
die Staatliche Versicherung bereits vor der endgültigen Fest­
stellung des dauernden Körperschadens auf Antrag des Ver­
sicherten einen angemessenen Abschlag zu zahlen, wenn nach 
ärztlichem Gutachten ein unfallbedingter dauernder Körper­
schaden verbleiben wird.

(4) Tritt der Tod vor endgültiger Feststellung des unfall­
bedingten dauernden Körperschadens ein, hat die Staatliche 
Versicherung nach dem zuletzt festgestellten Grad des unfall­
bedingten Körperschadens zu leisten. Hat ein Unfall inner­
halb eines Jahres zum Tode geführt, wird eine Versicherungs­
leistung gemäß § 4 Abs. 1 gezahlt.

§4
Versicherungsleistungen bei Tod durch Unfall

(1) Führt ein Unfall innerhalb eines Jahres zum Tode, zahlt 
die Staatliche Versicherung die für den Todesfall vereinbarte 
Summe. Aus dem gleichen Unfall gezahlte Leistungen für 
dauernden Körperschaden werden angerechnet.

(2) Die Staatliche Versicherung kann die Versicherungs­
leistung an den Inhaber des Versicherungsscheines zahlen, 
wenn kein Begünstigter benannt ist.

§5
Feststellung der Leistungspflicht

(1) Der unfallbedingte dauernde Körperschaden bzw. die 
Todesursache wird durch ärztliche Begutachtung ermittelt. 
Diese wird von der Staatlichen Versicherung entsprechend 
den Rechtsvorschriften über das ärztliche Begutachtungswe­
sen beantragt.

(2) Sind der Versicherungsnehmer, Versicherte oder son­
stige Anspruchsberechtigte mit dem Ergebnis der ärztlichen 
Begutachtung nicht einverstanden, können sie eine Begut­
achtung beim Bezirksgutachter beantragen. Der Antrag ist 
innerhalb von 2 Monaten nach Erhalt der Entscheidung über 
den Leistungsanspruch zu stellen. Er ist an die Staatliche 
Versicherung zu richten. Ergibt sich durch die weitere ärzt­
liche Begutachtung eine für den Versicherten günstigere Re­
gelung gegenüber der bisherigen Entscheidung der Staatlichen 
Versicherung, hat diese die Kosten zu tragen. Im anderen Fall 
kann die Staatliche Versicherung die Kostenerstattung vom 
Antragsteller verlangen.

(3) Ist die Staatliche Versicherung mit dem Ergebnis der 
ärztlichen Begutachtung nicht einverstanden, kann sie inner­
halb von 2 Monaten nach Erhalt des Gutachtens gemäß Abs. 1 
eine Begutachtung beim Bezirksgutachter beantragen. Der 
Versicherungsnehmer, Versicherte oder sonstige Anspruchs­
berechtigte sind hiervon unverzüglich zu unterrichten. Die 
Kosten der Begutachtung- trägt die Staatliche Versicherung.

(4) Die Leistung ist 2 Wochen nach Eingang der vollständi­
gen, die Versicherungsleistung begründenden Nachweise fäl­
lig-

§ 6
Verhaltens- und Anzeigepflichten

(1) Der Versicherungsnehmer und der Versicherte sind ver­
pflichtet, bei Antragstellung, Änderung oder Wiederinkraft­
setzen des Vertrages alle Fragen der Staatlichen Versicherung 
über die Person und den Gesundheitszustand des Versicher­
ten wahrheitsgemäß zu beantworten.

(2) Der Eintritt eines Unfalles, der voraussichtlich einen 
dauernden Körperschaden nach sich zieht oder der den Tod

des Versicherten zur Folge hat, ist der Staatlichen Versiche­
rung unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Ein Anspruch auf Leistungen für einen verbleibenden 
dauernden Körperschaden ist spätestens 1 Jahr nach Eintritt 
des Unfalles bei der Staatlichen Versicherung unter Vorlage 
einer ärztlichen Bestätigung zu begründen.

(4) Der Versicherte hat zur Wiederherstellung seiner Ge­
sundheit und Arbeitskraft die Anordnungen des behandeln­
den Arztes zu befolgen.

(5) Die Staatliche Versicherung ist im Versicherungsfall be­
rechtigt, den Gesundheitszustand des Versicherten durch 
einen Arzt überprüfen zu lassen.

§7
Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen

(1) Haben der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
schuldhaft wahrheitswidrige Angaben über den Gesundheits­
zustand des Versicherten gemacht und wäre der Vertrag bei 
wahrheitsgemäßen Angaben nicht zustande gekommen, kann 
die Staatliche Versicherung innerhalb eines Monats seit 
Kenntnis der Pflichtverletzung vom Vertrag zurücktreten. In 
diesem Fall werden 80% der gezahlten Beiträge erstattet. 
Der Versicherte hat empfangene Leistungen zurückzuzah­
len.

(2) Verletzen der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
vorsätzlich oder grob fahrlässig ihre Pflichten gemäß § 6, 
kann die Staatliche Versicherung die Versicherungsleistung 
teilweise versagen, wenn die Pflichtverletzung für die Erhö­
hung der Versicherungsleistung ursächlich war oder die Fest­
stellung der Leistungspflicht behinderte.

(3) Versicherungsnehmer, Versicherte oder andere An­
spruchsberechtigte, die den Versicherungsfall vorsätzlich her­
beiführen, haben keinen Anspruch auf die Versicherungs­
leistung.

(4) Die Staatliche Versicherung kann die Leistung ganz 
versagen, wenn

a) der Versicherungsfall als Folge oder im Zusammenhang 
mit einer vorsätzlichen Straftat des Versicherungsneh­
mers, des Versicherten oder des Begünstigten eintritt;

b) der Versicherte bei Eintritt eines Unfalles als Lenker 
eines Kraftfahrzeuges unter Alkoholeinfluß stand und 
den Unfall schuldhaft herbeigeführt hat.

§ 8
Änderung der Tagegeldhöhe

(1) Auf Anfrage der Staatlichen Versicherung hat der Ver­
sicherte über sein Nettoeinkommen Auskunft zu geben.

(2) Übersteigt das vereinbarte Tagegeld die nach den be­
stätigten Tarifen zulässige Höhe, kann die Staatliche Ver­
sicherung das vereinbarte Tagegeld entsprechend herabset­
zen. Während einer Arbeitsunfähigkeit besteht dieses Recht 
nicht.

§9
Beendigung der Versicherung

(1) Verlegt der Versicherte seinen ständigen Wohnsitz in 
ein Territorium außerhalb der Deutschen Demokratischen Re­
publik, endet der Vertrag zu diesem Zeitpunkt.

(2) Bei Beendigung der beruflichen Tätigkeit erlischt der 
Versicherungsschutz für Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit 
(Krankentagegeld), ohne daß es einer Kündigung bedarf.

§10
Gerichtsstand

Für alle aus diesem Vertrag entstehenden Rechtsstreitig­
keiten sind die Gerichte des Wohnsitzes des Versicherungs­
nehmers, soweit der Wohnsitz nicht außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik liegt, oder des Sitzes der Kreis­
direktion der Staatlichen Versicherung zuständig.


